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Alles zusammengefaßt führt clies zu dem Ergeb­
nis, daß der durch das Adoprionsrechr gemachte 
Unterschied nicht objektiv gerechtfertigt werden 
kann. Das niederländische nationale Gesetz srehr also 
auf diese Weise bewertet im Widerspruch zu Arr. 14 
EMRK. 

Zum Schluß 

Die Arbeitsgruppe „Homosexualirär und 
Rechr" 16 bereiter einen Musterprozeß vor, worin un­
ter anderem die Argumente, so wie sie in diesem 
Aufsatz genannt sind, benutzt werden. 

Ilse Kokula 

STREIT 4 / 94 

Ich gehe davon au , daß das deutsche Adoptions­
recht sich nicht wesentlich vom niederländischen 
Adoprionsrechr unrerscheider. Weil Deutschland 
sich an die Europäische Menschenrechrskonvenrion 
angeschlossen har, findet dieser Verrrag auch in 
Deutschland Anwendung. 

ur inrernarionale Frauensolidarirär kann dem 
Problem der Ungleichbehandlung sozialer Eltern zur 
Lösung verhelfen. 

Juristinnen sollen sich dabei nicht zurückhalten. 
Isr hierin nicht eine gute Aufgabe für das neugegrün­
dete feministische Recht insrirur enrhalren? 

Zu den Rechtssituationen von Lesben und Schwulen in Deutschland 
und deren Vertretungen in den (Landes-)Behörden 

Mir der Abschaffung des Srrafparagraphen 175 
im Mär1. dieses Jahres geht ein Srück Anerkennung 
der homosexuellen Lebensweise einher, obwohl die 
Gleichberechtigung von lesbischen Frauen und 
schwulen Männern noch keinen Eingang in das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ge­
funden har. 

Allerdings haben zwei der neuen Bundesländer 
die Gleichberechtigung von homosexuellen Frauen 
und Männern in ihre Länderverfassung aufgenom­
men; ein drirres griff beim Thema Wiedergutma­
chung die gleichgeschlechtliche Lebensweise auf. 

In der Brandenburger Verfassung wird in zwei 
Artikeln die homosexuelle Lebensweise rhemarisierr. 

Artikel 12 (Gleichheit) 
(2) Niemand daif wegen seiner Rasse, Abstammung, 

Nationalität, Sprache, seines Geschlechts, seiner sexuel­
len Identität, seiner sozialen Herkunft oder Ste/Lung, 
seiner Behinderung, seiner religiösen Identität, seiner 
sozialen Herkunft oder Ste/Lung, seiner Behinderung, 
seiner religiösen, weltanschaulichen oder politischen 
Überzeugung bevorzugt oder benachteiligt werden. 

Artikel 26 (Ehe, Familie und Lebensgemeinschaf 
ten) 

(2) Die Schutzbedürftigkeit anderer auf Dauer an­
gelegter Lebensgemeinschaften wird anerkannt. 

Leider heißr es hier in Artikel 26 nicht, daß diese 
anderen, auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaf­
ten „zu schürzen und zu fordern seien", wie dies im 
Abschnitt 1 des gleichen Artikels von Ehe und Fami­
lie rehr oder wie der Sport zu fordern sei ("Sport isr 
ein forderungswürdiger Teil des Lebens", Artikel 35). 

In der Verfassung des Frei raares Thüringen ist 
im Artikel 2 fesrgehalren: 

,,(3) Niemand daif wegen seiner Herkunft, seiner 
Abstammung, seiner ethnischen Zugehörigkeit, seiner 
sozialen Ste/Lung, seiner Sprache, seiner politischen, 
weltanschaulichen oder religiösen Überzeugung, seines 
Geschlechtes oder seiner sexue/Len Orientierung bevor­
zugt oder benachteiligt werden. " 

Mir der Verfassung des Freistaates Sachsen vom 
27.5.1992 wurde ein Gesetz verabschiedet, das auch 
vergangene Di kriminierung mindern soll. Im Arti­
kel 1 JG (Wiedergutmachung) heißt es: 

„ Wer im Gebiet des heutigen Freistaates Sachsen 
oder als Bewohner dieses Gebietes durch nationalsozia­
listische oder kommunistische Gewaltherrschaft wegen 
seiner politischen, religiösen oder, weltanschaulichen 
Überzeugung oder wegen seiner Rasse, Abstammung 
oder Nationalität oder wegen seiner sozialen Ste/Lung 
oder seiner Behinderung oder wegen seiner gleichge­
schlechtlichen Orientierung oder in anderer Weise wi/L­
kürlich beschädigt wurde, hat nach Maßgabe der Geset­
ze Anspruch au/Wiedergutmachung." 

Als Folge der Vereinigung von West-Berlin und 
Ost-Berlin soll das Land Berlin eine neue Verfassung 
erhalten. Die Enquete-Kommis ion legte im Mai 
1994 einen Schlußbericht mir Empfehlungen vor. 
Das Diskriminierungsverbor enthält den Passus, daß 
niemand wegen seiner „sexuellen Idenrirär" benach­
teiligt werden dürfe. Ein weiterer Schwerpunkt ist die 
Gleichstellung von Lebensgemeinschaften gegen­
über Ehe und Familie. 
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Aufgrund dieser Regelungen könnten Lesben 
und Schwule aus binacionalen Partnerschaften als 
„sonstige Familienangehörige" gelten und deshalb 
eine Aufenthaltsbewilligung erhalten, meinte der frü­
here Verfassungsrichter Manfred Bruns in einem In­
terview mit der Berliner „Tageszeitung" (taz vom 
15.6.1992). Da den Ländern zahlreiche Politikfelder 
zur Ausgestaltung überlassen sind (z.B. Kultur- und 
Bildungspolitik), könnten Forderungen aus der 
Emanzipationsbewegung homosexueller Frauen und 
Männer mit Hinweis auf die jeweilige Landesverfas­
sung begründet werden. 

In den Bundesländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und 
Saarland existieren auf Landesebene (bzw. sind der 
Landesebene zugeordnet wie in Brandenburg) und in 
der Stade Leipzig auf der kommunalen Ebene 
„Homo-Behörden". Mir Ausnahme des Saarlandes 
entstanden all diese Stellen in politischen Umbruch­
situationen. In Berlin und Niedersachsen war es der 
Wechsel von einer liberal-konservativen zu einer so­
zialdemokratisch-al ternativgrünen Landesregierung. 
In den neuen Bundesländern Brandenburger und 
Mecklenburg-Vorpommern erfolgte dies im Zuge 
des Aufbaus neuer Verwaltungen nach der Vereini­
gung der beiden deutschen Staaten. Dies gilt auch für 
die Stadt Leipzig. 

In Berlin kam es nach der Wahl Anfang 1989 zu 
einem unerwarteten Regierungswechsel. In den Ko­
alitionsverhandlungen beschlossen die Sozialdemo­
kratische Partei und die Alcernacive Liste, ein Referat 
für gleichgeschlechtliche Lebensweisen in der Lan­
desverwaltung einzurichten. Im Herbst 1989 wurde 
das Referat in der von der Alternativen Liste geführ­
ten Senatsverwaltung (= Ministerium) für Frauen, 
Jugend und Familie eingerichtet. Im Vergleich zu 
anderen Referaten war es personell und finanziell 
bescheiden ausgestattet. Es entwickelte sich in den 
folgenden Jahren zu einer stabilen Behörde, die -
vielleicht auch weil sie so klein war - die nachfolgen­
den politischen Veränderungen (Vereinigungen der 
beiden Scadchälfcen, erneuter Regierungswechsel, 
Sparmaßnahmen) unbeschadet überstanden hat. 
Hier wurden die Konturen für die Stellen in den 
anderen Bundesländern und in Leipzig geschaffen. 

In all diesen Fällen machte sich die Emanzipati­
onsbewegung der Lesben und Schwulen für die Er­
richtung der Stellen stark. 

Mecklenburg-Vorpommern bietet eine Beson­
derheit: In der Abteilung Frau und Familie befindet 
sich seit dem 1.6.1993 das Referat „Männer und 
Gleichstellung. Gleichgeschlechcliche Lebensweise", 
dessen Referatsleicer auch ausdrücklich für den Ar-
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beicsschwerpunkc „gleichgeschlechtliche Beziehun­
gen" zuscänd ig ist. 

Auch das Saarland bildet im gewissen Sinne eine 
Ausnahme, weil dort die entsprechende Zuständig­
keit auf Wunsch einer offen lesbischen Referacsleice­
rin geschaffen wurde. Das Referat heiße heure: ,,Fa­
milien poli cik, Hilfen bei familiärer Gewalt, Schwan­
gerschafcberatungsscellen, Lesben- und Schwulenpo­
licik". ach dem Geschäfcsverceilungsplan ist ein 
Arbeitsschwerpunkt die ,,Antidiskriminierung nichc­
ehel ich er und homosexueller Partnerschaften", eben­
so die Förderung von Lesben- und Schwulenprojekce 
im Saarland. 

Während in den Ländern Berlin, Mecklenburg­
Vorpommern, Saarland und der Stade Leipzig die 
gemeinsamen Belange von Lesben und Schwulen 
vertreten werden, werden in den Bundesländern 
Brandenburg und Niedersachsen diese an verschie­
denen Stellen wahrgenommen. 

Im Frauenmini cerium des Landes Niedersachsen 
werden die Interessen von lesbischen Frauen im Re­
ferat „Frauenkultur, Frauenprojekte, Frauen und 
Medien, Lesben, Frauen und Gesundheit, Gen- und 
Reprodukcionstechnologien" wah,rgenommen. Zu 
den Aufgaben der Referacsleicerin und ihrer Mitar­
beiterin gehören nach dem Geschäfcsverteilungsplan: 
„Grundsatzangelegenheiten gleichgeschlechclicher 
Lebensweisen. Interministerieller Arbeitskreis Ho­
mosexualität. Transsexuelle Frauen". Ausschließlich 
für die schwulen Männer des Landes iedersachsen 
ist ein Referent im Sozialministerium zuständig. In 
der Beschreibung des Aufgabengebiets heiße es: ,,Ab­
bau der Diskriminierung Schwuler, Erfassung von 
Diskriminierungen." Das Sozialministerium hat 
„Richclinien über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Aktivitäten für den Abbau von 
Diskriminierungen homosexueller Männer" ent­
wickele, die am 1.7.1993 in Kraft traten. 

Eine organisarnrische Basis für die Zusammenar­
beit ist der „Interministerielle Arbeitskreis Homose-
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xualicäc", an dem sich ieben niedersächsische Mini­
sterien beteiligen und der die Kabineccsvorlage ,,Ab­
bau der Diskriminierung lesbischer Frauen und ho­
mosexueller Männer" erarbeitete. Am 22.3.1994 leg­
ce die niedersächsische Landesregierung einen ent­
sprechenden Kabinensbeschluß vor. iedersachsen 
ist somit das erste deutsche Bundesland, dessen Re­
gierung den Abbau von Vorurteilen gegenüber ho­
mosexuellen Frauen und Männern als Landesaufgabe 
ansiehe. 

Auch in Brandenburg werden die Interessen von 
Lesben und Schwulen getrennt von einer Frau und 
einem Mann vertreten. Das „Büro für gleichge­
schlechcliche Lebensfragen" ist räumlich im branden­
burgischen Ministerium für Soziales, Arbeit, Frauen 
und Gesundheit angegliedert. Das Büro existiere seir 
drei Jahren und wird von einem Verein getragen, der 
es aus Landesmirceln finanziere. Die celle der An­
sprechpartnerin für le bi ehe Frauen ist derzeit unbe­
setzt. In Diskussionen hatten die lesbischen Frauen 
in der Landeshauptsradt Potsdam encschieden, daß 
sie ihre Imeressen nicht gemeinsam mit den schwu­
len Männern vertreten sehen möchten und deshalb 
als Siez dieser Stelle das Pot damer Frauenzentrum 
ausgewählt. 

Die Stadt Leizpig ist bislang die einzige deutsche 
Kommune, die eine Behörde für Lesben und Schwule 
hat. Die Stellen der beiden „Beauftragten für gleich­
geschlechcliche Lebensweisen" ind zusammengefaßt 
im Referat „Beauftragte für enioren, Behinderre 
und Menschen gleichgeschlechclicher Lebensweisen" 
und dem Dezernat Jugend, Soziales und Gesundheit 
zugeordnet. 

Im Berliner Referat hat sich infolge der zur Ver­
fügung stehenden 4 1/2 Stellen eine Arbeitsteilung 
entwickele. Es gibt fünf Arbeitsschwerpunkte: Kom­
munalpolitik, Bildungs- und Aufklärungsarbeit, Le­
bensformen - rechtliche Situation, Gewalt gegen 
Lesben und Schwule und Projektforderung. Dazu 
kommen eine Reihe kleinerer Arbeitsfelder, die eben­
falls den einzelnen Mitarbeiter/innen zugeordnet 
sind. 

Berlin hat aber noch eine weitere Verwaltung mit 
einem Ansprechpartner für Lesben und Schwule. Bei 
der Polizei nimmt auf Landesebene ein Hauptkom­
missar diese Funktion seit 1992 wahr. Er ist zuständig 
für homosexuelle Kolleginnen und Kollegen, für den 
Bereich Gewalt gegen Schwule und damit für die 
Zusammenarbeit zwischen Schwulen und der Poli­
zei. Hier arbeitet er vor allem an vertrauensbildenden 
Maßnal1men, damit schwule Gewalropfer sich an die 
Polizei wenden. 

Adressen: 
Referat Für gleichgeschlechtliche Lebensweisen 
Senatsverwaltung Für Jugend und Familie 
Alte Jakobm. 1 2, 10969 Berlin 
Dr. Ilse Kokula 
Tel.: 030/2654,4221, Fax: 030/2654-4298 
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Büro Für gleichgeschlechtliche Lebensfragen im Land Branden­
burg 
Heinrich-Mann-Allee 103, Haus 16 
14473 Potsdam 
Dorian Haseloff (Für Schwule) 
Tel.: 0331/8665173, Fax: 0331/8665173 

Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern 
Sozialministerium Schwerin 
19048 Schwerin 
Werderstr. 124 
Stanislaus Ladzik 
Tel.: 0385/5889560, Fax: 0385/5889009 

Niedersächsisches Frauenministerium 
Hamburger Allee 26-30 
30161 Hannover 
Marion Olthoff 
Tel.: 0511/1208816 

SchwulenreFerat im ie<lersächsischen Sozialminsterium 
Hinrich-Wilhelm-KopF-Platz 2 
30159 Hannover 
Hans Hengelein 
Tel.: 0511/120421, Fax: 0511/120443 

Ministerium Für Frauen, Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Franz-JoseF-Röder-Str. 23 
661 1 9 Saarbrücken 
Tel.: 0681/501-3186, Fax: 0681/501-3139 

Beauftragte Für gleichgeschlechtliche Lebensweisen 
Rathaus Störrerirz 
Holzhauser Str. 65 
04299 Leipzig 
Kathrin Sohre 
Tel.: 0341/1233775 

Der Polizeipräsident von Berlin 
LKA 121 U/Grundsarz.reforat 
Platz der Luftbrücke 6 
12101 Berlin 
Heinz Uth 
Tel.: 030/69934673 
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